
Vorbemerkung
Artikel 2 regelt die Ausnahmen vom betrieblichen 
Geltungsbereich. Sie sind aber nicht uneinge-
schränkt gültig, wie der Vorbehalt zugunsten von 
Artikel 3a ArG  und Absatz 2 aufzeigt.
Nach Absatz 2 soll die Anwendbarkeit des Ge-
setzes auf jene Verwaltungseinheiten beschränkt 
werden, die als öffentliche Anstalten aus den je-
weiligen Zentralverwaltungen von Bund, Kanto-
nen und Gemeinden ausgegliedert und dadurch 
verselbständigt worden sind. Weiter sollen Betrie-
be der öffentlichen Hand bzw. deren Tätigkeiten 
näher umschrieben werden, die dem Gesetz un-
terstellt sind.
Die Absätze 3 und 4 schränken die Ausnahme 
vom betrieblichen Geltungsbereich bezüglich der 
Beschäftigung von Jugendlichen teilweise ein.

Weiter ist zu beachten, dass Artikel 2 durch den 
Vorbehalt in Artikel 71 Buchstabe a ArG  er-
gänzt wird: Spezialregelungen bestehen für die 
berufsmässigen Motorfahrzeugführer und  führe-
rinnen nach den Chauffeurverordnungen (ARV 1; 
SR 822.221 und ARV 2; SR 822.222). Diese Ver-
ordnungen sind allerdings nicht auf alle berufs-
mässigen Motorfahrzeugführer und  führerinnen 
anwendbar, sodass die Arbeits- und Ruhezeitbe-
stimmungen des Arbeitsgesetzes trotzdem wie-
der zur Anwendung kommen. Die Berufsunfall-
verhütung und die Berufskrankheitenprophylaxe 
sind aus dem Gesundheitsschutz ausgeklammert. 
Sie werden durch das Bundesgesetz vom 20. 
März 1981 über die Unfallversicherung (UVG; SR 
832.20) näher geregelt.
Gerade bei den Berufskrankheiten bestehen je-
doch grosse Überschneidungen mit dem arbeits-
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Artikel 2

Ausnahmen vom betrieblichen Geltungsbereich
1	Das Gesetz ist, unter Vorbehalt von Artikel 3a, nicht anwendbar:

a.	 auf Verwaltungen des Bundes, der Kantone und Gemeinden, unter Vorbehalt von Absatz 2;
b.	 auf Betriebe, die der Bundesgesetzgebung über die Arbeit in Unternehmen des öffentlichen 

Verkehrs unterstehen;
c.	 auf Betriebe, die der Bundesgesetzgebung über die Seeschifffahrt unter der Schweizer Flagge 

unterstehen;
d.	 auf Betriebe der landwirtschaftlichen Urproduktion, mit Einschluss von Nebenbetrieben, in de-

nen überwiegend die Erzeugnisse des Hauptbetriebes verarbeitet oder verwertet werden, so-
wie auf örtliche Milchsammelstellen und die damit verbundenen Milchverarbeitungsbetriebe;

e.	 auf Betriebe mit überwiegend gärtnerischer Pflanzenproduktion, unter Vorbehalt von Absatz 
3;

f.	 auf Fischereibetriebe;
g.	 auf private Haushaltungen.

2		Die öffentlichen Anstalten, die den Verwaltungen des Bundes, der Kantone und der Gemeinden 
gleichzustellen sind, sowie die Betriebe des Bundes, der Kantone und der Gemeinden, auf die das 
Gesetz anwendbar ist, werden durch Verordnung bezeichnet.

3		Auf Betriebe mit überwiegend gärtnerischer Pflanzenproduktion, die Lehrlinge ausbilden, können 
einzelne Bestimmungen des Gesetzes durch Verordnung für anwendbar erklärt werden, soweit 
dies zum Schutze der Lehrlinge erforderlich ist.

4 		Die Bestimmungen des Gesetzes und seiner Verordnungen über das Mindestalter sind anwendbar 
auf Betriebe im Sinne von Absatz 1 Buchstaben d–g.
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gesetzlichen Gesundheitsschutz, was eine klare 
Unterscheidung in der Praxis nahezu verunmög-
licht.
Ferner weist das Bundesgesetz vom 13. Dezem-
ber 2002 über die Berufsbildung (BBG; SR 412.10) 
einzelne Regelungen auf, die dem Arbeitsgesetz 
vorgehen, beispielsweise die Regelung über die 
Anrechnung des obligatorischen Unterrichts an 
die Arbeitszeit der Lehrlinge.
Abgrenzung und Gestaltung des betrieblichen 
Geltungsbereichs werden dadurch sehr schwierig.
Absatz 2 bezieht sich auf die Buchstaben a und 
b des Absatzes 1, auch wenn Buchstabe b vom 
Wortlaut ausgeschlossen zu sein scheint. Diese 
Unklarheit hängt einerseits mit dem komplizier-
ten Geltungsbereich des Arbeitsgesetzes selber 
zusammen, andererseits aber auch mit der Auf-
splitterung des öffentlichen Arbeitnehmerschutz-
rechts auf verschiedene Gesetze. Gerade Betriebe, 
die dem Bundesgesetz vom 8. Oktober 1971 über 
die Arbeit in Unternehmen des öffentlichen Ver-
kehrs (Arbeitszeitgesetz; AZG; SR 822.21) unter-
stellt sind, scheinen vollständig vom Arbeitsgesetz 
ausgenommen zu sein. Die Ausführungen zu Ab-
satz 1 Buchstabe b und Absatz 2 relativieren aller-
dings diese Annahme.
Der Vorbehalt der Gesundheitsschutzvorschriften 
nach Artikel 3a bewirkt, dass bei den dort aufge-
führten Kategorien von Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmern zwar eine Ausnahme bezüglich 
der Arbeits- und Ruhezeiten besteht, nicht aber 
bezüglich des Gesundheitsschutzes, der vollum-
fänglich zu berücksichtigen ist (Art. 6, 35 und 36a 
ArG ).

Absatz 1
ie in den Buchstaben a–g aufgezählten Betriebs-
arten sind vom Gesetz ausgenommen, soweit 
nicht eine Anwendbarkeit aufgrund des in Absatz 
1 enthaltenen Vorbehaltes zugunsten von Artikel 
3a ArG  betreffend den Gesundheitsschutz vor-
liegt.

Buchstabe a:
Die Verwaltungen von Bund, Kantonen und Ge-
meinden sind von den Arbeits- und Ruhezeit-
vorschriften ausgenommen (vgl. Art. 71 Bst. b  
ArG ). Unter Verwaltung wird in erster Linie die 
Zentralverwaltung mit all ihren Aufgaben hoheitli-
cher oder nicht hoheitlicher Natur verstanden. Der 
Begriff der Verwaltung erstreckt sich aber darüber 
hinaus auch auf die ausgegliederte Verwaltung in 
öffentlichen Anstalten wie Spitälern oder Kanto-
nalbanken, sofern diese öffentlich-rechtlich orga-
nisiert sind. 

Buchstabe b:
Die Ausnahmen vom Geltungsbereich des Ge-
setzes beziehen sich auf Betriebe, die dem Ar-
beitszeitgesetz unterstehen. Artikel 1 AZG führt 
die von ihm erfassten Unternehmensarten (= Be-
triebe im Sinn des ArG) einzeln auf. Es sind dies 
vom Bund konzessionierte Unternehmen wie die 
Schweizerischen Bundesbahnen (SBB), die übri-
gen Eisenbahnen, die Trolleybusunternehmen, 
Automobilunternehmen für den öffentlichem Li-
nienverkehr, Schifffahrts- und Luftseilbahnun-
ternehmen sowie Unternehmen, die im Auftrag 
der vorgenannten Unternehmen fahrplanmässi-
ge Fahrten durchführen. Nach Artikel 1 Absatz 
4 können auch so genannte Nebenbetriebe dem 
AZG unterstellt werden, was für die Schlafwagen, 
Speisewagen, die ambulanten Verpflegungsdiens-
te in den Eisenbahnen und für die Skilifte1 bereits 
gilt (Art. 1 der Ausführungsverordnung zum AZG; 
AZGV; SR 822.211).
Entscheidend für die Anwendbarkeit des Arbeits-
zeitgesetzes ist die Zweckbestimmung in Arti-
kel 1 Absatz 2 AZG: Es ist nur dann anwendbar, 
wenn das Unternehmen oder Teile davon dem 
öffentlichen Verkehr dienen, also ein betriebli-
cher Geltungsbereich besteht. Das AZG ist nicht 
anwendbar auf Betriebe oder Betriebsteile mit 

1	Die Anwendbarkeit des AZG auf Skilifte gilt nicht generell: Sie ist nur dann ge-
ben, wenn das Unternehmen als Hauptbetrieb, z.B. die Luftseilbahngesellschaft 
oder eine Bergbahn, auch noch einen oder mehrere Skilifte als Nebenbetriebe 
betreibt. Trifft das nicht zu, ist das Arbeitsgesetz auf die Skilifte anwendbar.
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Dienstleistungen, die dem öffentlichen Verkehr 
gar nicht oder nur in untergeordneter Weise die-
nen. Das kann beispielsweise der Fall sein, wenn 
ein Bahnunternehmen in einem Bahnwagen ei-
nen Verkaufsladen unterhält. Solche Betriebsteile 
sind dem Arbeitsgesetz nach Artikel 1 bzw. Artikel 
2 Absatz 2 unterstellt.
Im persönlichen Geltungsbereich unterscheidet 
das AZG zwischen Verwaltungs- und Betriebs-
dienst (vgl. Art. 2 AZGV). Auf Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer im Verwaltungsdienst ist das 
AZG nicht anwendbar (Art. 2 Abs. 4 AZG). Diese 
Kategorie von Arbeitnehmenden unterliegt dem 
Arbeitsgesetz.

Buchstabe c:
Die Ausnahme erstreckt sich auf Betriebe, die der 
Bundesgesetzgebung über die (Hoch-) Seeschiff-
fahrt unter Schweizer Flagge unterstehen (See-
schifffahrtsgesetz; SR 747.30). Davon betroffen 
sind die Besatzungen der Schiffe auf See, also das 
fahrende Personal. Das Seeschifffahrtsgesetz be-
zieht sich demnach nicht auf das nicht fahrende 
Personal, auf welches das Arbeitsgesetz anwend-
bar ist, soweit dieses in der Schweiz arbeitet.

Buchstabe d:
Ausgenommen vom betrieblichen Geltungsbe-
reich sind landwirtschaftliche Betriebe, sofern de-
ren Tätigkeiten der Primärproduktion zugeordnet 
werden können.
Artikel 5 ArGV 1  enthält eine genauere Defini-
tion der Begriffe landwirtschaftliche Betriebe und 
Nebenbetriebe sowie Milchsammelstellen.

Buchstabe e:
Grundsätzlich sind Betriebe mit überwiegend 
gärtnerischer Pflanzenproduktion ausgenommen. 
Artikel 6 ArGV 1  enthält eine genauere Defini-
tion dieser Art von Betrieben. 
Werden aber Lehrlinge beschäftigt, wird der Be-
trieb sowohl vom betrieblichen als auch vom 
persönlichen Geltungsbereich des Gesetzes zu-

mindest teilweise erfasst, vgl. Artikel 3 Absatz 1  
ArGV 5 . 

Buchstabe f:
Unter Fischereibetrieben werden die Fischfangbe-
triebe verstanden. Die Fischzucht und die Fisch-
verarbeitung gehören nur dann dazu, wenn ih-
nen Nebenbetriebscharakter zukommt. Können 
sie hingegen als eigenständige und selbständige 
Einheiten bezeichnet werden, sind sie dem Ge-
setz unterstellt. Auch bei den Fischereibetrieben 
sind die Vorschriften über das Mindestalter von 
Jugendlichen nach Absatz 4 zu berücksichtigen.

Buchstabe g:
Eine private Haushaltung liegt vor, wenn jemand 
für seine privaten Bedürfnisse eine Arbeitneh-
merin oder einen Arbeitnehmer in seinem Haus-
halt anstellt. Dies ist beispielsweise der Fall, wenn 
Arbeitgebende für ihre privaten Bedürfnisse eine 
Haushalthilfe, eine Kinderbetreuung, eine Kö-
chin bzw. einen Koch, eine Chauffeurin bzw. ei-
nen Chauffeur, eine Gärtnerin bzw. einen Gärtner 
oder auch eine Privatlehrerin bzw. einen Privat-
lehrer usw. beschäftigen. Gemäss dem Bundes-
gericht (2C 470/2020, Erw. 4.3) muss ein Ver-
tragsverhältnis zwischen zwei Parteien bestehen, 
wobei die oder der Hausangestellte direkt durch 
die oder den Arbeitgebenden engagiert wird. Ein 
Arbeitsverhältnis, bei dem Pflege und Betreuungs-
dienstleistungen in einer privaten Haushaltung er-
bracht werden und das über einen Personalverleih 
geschlossen wurde, untersteht hingegen dem Ar-
beitsrecht.
Werden in einer privaten Haushaltung allerdings 
Jugendliche (Arbeitnehmer/-innen bis zum vollen-
deten 18. Altersjahr) beschäftigt, gelten für sie die 
Vorschriften über das Mindestalter nach Absatz 4.
Befinden sich Erwerbsräumlichkeiten der Arbeit-
geberin oder des Arbeitgebers im gleichen Gebäu-
de wie die private Haushaltung (z. B. Arzt- oder 
Zahnarztpraxis, Anwaltskanzlei, Architekturbüro, 
Treuhandbüro), dann gelten jene Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer, die für diese Erwerbstätig-
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keit angestellt sind, nicht als Hausangestellte.
Auch Botschaftsresidenzen, Konsulate usw., in 
denen Hausangestellte beschäftigt werden, gehö-
ren nicht zu den privaten Haushaltungen im hier 
verstandenen Sinn (vgl. Kommentar Art. 3 Bst. b 
ArG  und Art. 8 ArGV 1 )

Absatz 2
Von der Zentralverwaltung ausgegliederte staat-
liche Verwaltungseinheiten, die jedoch den glei-
chen Regeln wie die Zentralverwaltung unter-
stehen, werden in der Verordnung 1 (vgl. Art. 7 
ArGV 1 ) näher bezeichnet. Zudem ist exakter 
zu definieren, welche Betriebe von Bund, Kanto-
nen und Gemeinden dem Geltungsbereich des 
Gesetzes ganz oder teilweise zu unterstellen sind. 
Der Rechtspluralismus im öffentlichen Arbeitneh-
merschutzrecht mit den unklaren Geltungsberei-
chen führt zu Lücken im gesamten Schutzsystem. 
Aus Artikel 1 ArG  des Gesetzes ergibt sich, 
dass dieses überall angewendet werden soll, wo 
keine Ausnahme nach den Artikeln 2–4 vorliegt. 
Weiter kann aus dem Wortlaut und aus der Sys-
tematik des Artikels 2 geschlossen werden, dass 
Absatz 2 die in Absatz 1 Buchstaben a und b ge-
nannten Ausnahmen vom Geltungsbereich ganz 
oder teilweise rückgängig machen oder als Sub-
sidiärlösung auffangen kann. Für jene Betriebe 
und Betriebsteile des öffentlichen Verkehrs, die 
nicht zum Geltungsbereich des AZG gehören, re-
gelt Artikel 4 Buchstabe b ArGV 1 die Anwend-
barkeit des Arbeitsgesetzes. Ferner ergibt sich die 
Anwendbarkeit des Arbeitsgesetzes in Bezug auf 
den Gesundheitsschutz – zumindest für das öf-
fentlich-rechtlich angestellte Personal – aus Arti-
kel 3a ArG .
Überall dort, wo der Staat Verwaltungseinheiten 
ausgliedert und diese privatrechtlich in Konkur-
renz zu privaten Anbietern arbeiten lässt, sollen 
diese den gleichen arbeitsrechtlichen Schutzregeln 

unterstehen wie die Konkurrenz, denn Arbeitsbe-
dingungen sind letztlich auch Wettbewerbsbe-
dingungen. Betroffen davon sind die öffentlichen 
Anstalten. Das soll aber auch für Betriebe von 
Bund, Kantonen und Gemeinden gelten, die sich 
gleich oder ähnlich wie private Betriebe struktu-
rieren (zu den Betrieben siehe weiter unten). Aus-
kunft darüber, was zur Verwaltung gehört, geben 
die bei Bund und Kantonen bestehenden Verwal-
tungsorganisationsgesetze . Häufig wird zwischen 
zentraler und externer Verwaltung unterschieden. 
Massgebend ist die gesetzliche Umschreibung der 
Zugehörigkeitskriterien, nicht der Umstand, ob 
eine Einheit im Anhang aufgeführt ist oder nicht. 
So gehören zur Bundesverwaltung die selbständi-
gen Anstalten und Betriebe.
Zu den Betrieben von Bund, Kantonen und Ge-
meinden gehören nicht nur die so genannten Re-
giebetriebe (Rüstungsbetriebe), sondern alle Ar-
beitsorganisationen, ungeachtet dessen, ob sie in 
die Zentralverwaltung eingegliedert sind oder ob 
sie verselbständigt sind. Massgebend für das Vor-
liegen eines Betriebes im hier verstandenen Sinn 
ist die Art ihrer Tätigkeit. Aus den Materialien er-
gibt sich, dass Betriebe gemeint sind, denen ein 
Versorgungs- oder Produktionsauftrag zukommt. 
Beispielsweise gehören dazu die Strassenunter-
haltsdienste, die Kehrichtverwertungsbetriebe, 
Betriebe der Stromversorgung, aber auch Spitä-
ler usw. Bei vielen Betrieben, die nicht in einem 
Verwaltungsorganisationsgesetz1 aufgeführt sind, 
geben spezielle Gesetze darüber Auskunft, ob es 
sich um Unternehmen des Bundes, der Kanto-
ne oder der Gemeinden handelt. Als Beispiel sei-
en die Schweizerischen Bundesbahnen genannt. 
Nach dem Bundesgesetz vom 20. März 1998 
über die Schweizerischen Bundesbahnen (SBBG; 
SR 742.31) handelt es sich bei den SBB um eine 
spezialgesetzliche Aktiengesellschaft des Bundes 
mit Sitz in Bern (Art. 2), welche die Schweizerische 
Eidgenossenschaft als Allein- oder Mehrheitsakti-
onärin ausweist (Art. 7). Die SBB sind somit ar-
beitsgesetzlich – auch wenn privatrechtlich orga-
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nisiert – ein Betrieb des Bundes. Das Arbeitsgesetz 
ist allerdings nur anwendbar, soweit bei den SBB 
das AZG nicht Vorrang hat.

Absatz 3
Bilden Betriebe mit überwiegend gärtnerischer 
Pflanzenproduktion Lehrlinge aus, wird die in Ab-
satz 1 Buchstabe e gewährte Ausnahme vom be-
trieblichen Geltungsbereich eingeschränkt. So 
kommen die Vorschriften über den Gesundheits-
schutz (Art. 6 ArG) und die Plangenehmigung 
(Art. 7 oder 8 ArG) zur Anwendung. Die Lehrlinge 
werden auch vom persönlichen Geltungsbereich 
erfasst, vgl. Artikel 3 Absatz 1 ArGV 5 .

Absatz 4
Im August 1999 hat die Schweiz das Übereinkom-
men Nr. 138 der Internationalen Arbeitsorganisa-
tion über das Mindestalter für die Zulassung zur 
Beschäftigung (SR 0.822.723.8) ratifiziert. Das 
Übereinkommen ist am 17. August 2000 in Kraft 
getreten. Die Ratifizierung bedingte eine Anpas-
sung des Arbeitsgesetzes. Diese wurde mit der 
Einfügung eines neuen Absatzes 4 in Artikel 2 vor-
genommen, damit das Schweizer Recht mit den 
Anforderungen des Übereinkommens in Einklang 
steht. Mit dieser Änderung wurden die Regeln 
zum Mindestalter für die Zulassung zur Beschäf-
tigung auf Sektoren ausgedehnt, die ursprünglich 
vom Geltungsbereich des Arbeitsgesetzes ausge-
nommen waren (die Landwirtschaft, die gärtne-
rische Pflanzenproduktion, die Fischereibetriebe 
und die privaten Haushaltungen). Die Bestimmun-
gen zum Mindestalter beziehen sich nun auf fol-
gende Gesetzesartikel:

•	Art. 30 ArG (Mindestalter)  
Dieser Artikel legt das Mindestalter für die 
Zulassung zur Beschäftigung auf 15 Jahre 
fest. Er sieht jedoch Ausnahmen von dieser 
Altersschwelle vor, und zwar für leichte Ar-

beiten vor (ab 13 Jahren) und bei kulturellen, 
künstlerischen und sportlichen Darbietungen 
sowie in der Werbung. Für Jugendliche, die 
die obligatorische Schulzeit vor dem vollen-
deten 15. Altersjahr beenden, sind ebenfalls 
Ausnahmen möglich (ab 14 Jahren).

•	Art. 29 Abs. 3 ArG  
Artikel 4 ArGV 5  verbietet die Beschäfti-
gung von Jugendlichen unter 18 Jahren für 
gefährliche Arbeiten. Ausnahmen sind unter 
den in den Artikeln 4a und 4b ArGV 5 vor-
gesehenen Voraussetzungen möglich.

Am 28. Juni 2001 ist das Übereinkommen Nr. 182 
über das Verbot der schlimmsten Formen der Kin-
derarbeit (SR 0.822.728.2) für die Schweiz in Kraft 
getreten. Da der Schweizer Rechtsrahmen bereits 
mit dem Übereinkommen in Einklang stand, war 
keine Gesetzesänderung notwendig.
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